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Folgepflicht, Folgepflichtschranken und fachliche  
Weisung

Dr. Hellmuth Günther

Zur Verfassungssubstanz der Folgepflicht und hinsichtlich ihrer  
Grenzen gibt es zwar eine deutlich herrschende Meinung. Je-
doch besteht keineswegs durchgängig Konsens. Bei näherem 
Zusehen erhellt auch offener oder verdeckter Dissens über ein-
fachrechtliche Faktoren des Instituts. Das Schrifttum referiert 
Positionen, den Argumentefundus teilweise eher unvollkom-
men. Der Aufsatz soll die um der Klarheit für die exekutivische 
Praxis willen gebotene Debatte fördern und stellt en passant 
einen Versuch der Gliederung des Regelwerks vor.

I. Einleitung

Diskurse des Beamtenrechtsschrifttums über den Verfas-
sungs-Ort der Folgepflicht und etwaige Verfassungs-Maßgaben 
zur Folgepflicht sind rar geworden, ebenfalls solche über Es-
sentials der einfachgesetzlichen Regeln. Auch bringen keines-
wegs alle Kommentare, Lehrwerke etc. zu den Kernaspekten 
wenigstens knappe Notate. Das gilt exemplarisch hinsichtlich 
der (vom BVerfG und vom BVerwG konstatierten) 1 Folge-
pflichtschranke der offensichtlich schweren Rechtswidrigkeit 
der fachlichen Weisung bzw. Anordnung. 2 Die Staatsrechts-
lehre, tendenziell eine „geschlossene (Zitier-) Gesellschaft der 
Verfassungsinterpreten“ (sit venia verbo), widmet dem Feld 
ohnedies seit längerem keine spezifische Aufmerksamkeit 
mehr.

Der Befund erhellt nicht etwa, das „Jahrhundertthema“ 3 Folge-
pflicht habe sich quasi erledigt. Vielmehr besteht ein Kommu-
nikations-, besteht punktuell ein Darstellungsdefizit. Obwohl 
es an (sagen wir:) unorthodoxen Äußerungen keineswegs man-
gelt. So ist zu lesen, die Qualifizierung der ehemals sogenann-
ten Gehorsamspflicht als hergebrachter Grundsatz (im Sinne 
von Art. 33 Abs. 5 GG) sei „unreflektiert“, entsprechende  
Statements „demonstriert(en) auf fatale Weise die Gefahren... 
vorschneller Adaption an hergebrachte... obrigkeitliche Tra-
ditionen...“, 4 das BVerfG „wie... weite Teile der Literatur“ 
leisteten „einer Überbetonung der Weisungsgebundenheit... 
Vorschub“; 5 und man trifft auf die Glosse, Remonstration 
bilde nur ein „verstaubte(s) Relikt dienstrechtlicher Rechts-
ausübung“. 6

Obschon Konflikte zwischen Weisungsgebundenheit und Rechts-
wahrung in der Alltagspraxis eher selten sein werden (nach-
haltige krasse Rechtswidrigkeit übrigens eher Folge verabso-
lutierten Gestaltungswillens der Gubernative bilden dürfte): 7 
Um der Funktion des Berufsbeamtentums im demokratischen 
Rechtsstaat willen, aber auch um folgepflichtiger Beamter wil-
len muss ein möglichst breit von Judikatur und Literatur aner-
kanntes Regelwerk etabliert sein. Deshalb gilt es, Positionen zu 
reflektieren, den Argumentefundus aufzunehmen. Die hiesige 
Skizze widmet sich Verfassungsimplikationen des Themenfel-
des, dann vor allem Folgepflichtgrenzen und erörtert ferner das 
Gros sonstiger Faktoren. Es kann, entgegen älterem State ment, 
nicht die Rede davon sein, „zur Darstellung des geltenden 
Rechts reich(t)en einige wenige Sätze...“ 8

II. Bundesverfassungsrecht

1. Strukturentscheidungen

Das Demokratieprinzip (Art. 20 Abs.1, 2, 28 Abs. 1 S. 1 GG), 
im Bund noch spezifiziert durch die parlamentarische Verant-
wortlichkeit des Bundeskanzlers (Art. 65 S. 1 GG) und die 
der Minister für ihre Ressorts (Art. 65 S. 2 GG), bedingt die 
Befugnis der Gubernative, exekutivisches Handeln zu steu-
ern, bedingt prinzipiell ein Hierarchiegefüge innerhalb der  
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